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13. Ordentliche Vollversammlung des Seniorenrates: 
Gerechtigkeit für Pensionist:innen im Fokus
Birgit Gerstorfer zur Präsidentin gewählt – Josef „Pepi“ Wild erneut im Vorstand
Bei der 13. Vollversammlung des Seniorenrates im Nationalratssaal des Parlaments wur-
de nicht nur ein neuer Vorstand gewählt, sondern auch wichtige politische Weichenstellun-
gen für die österreichischen Pensionist:innen diskutiert. Als Bundespensionistenvorsitzen-
der der GPF durfte ich wieder aktiv mitgestalten und unsere Interessen vertreten.

Der Seniorenrat im Parlament ist die 
höchste Vertretung aller rund 2,5 Mil-
lionen Pensionist:innen in Österreich. 
Neben Nationalrat und Bundesrat bildet 
er die dritte institutionelle Vertretung 
der älteren Generation. Die Zusammen-
setzung erfolgt nach Stärke der jewei-
ligen Pensionist:innenverbände: vom 
SPÖ-nahen PVÖ (Pensionistenverband 
Österreichs), vom ÖVP-nahen ÖSB (Ös-
terreichischer Seniorenbund) und vom 
überparteilichen ÖGB.

Bei der Vollversammlung standen ne-
ben der Neuwahl auch wichtige An-
träge auf der Agenda. Vonseiten der 
ÖGB-Vertreter:innen forderten wir eine 
gerechtere Finanzierung des Gesund-
heits- und Pfl egesystems – unter an-
derem durch die dringend notwendi-
ge Einführung einer Vermögens- und 
Erbschaftssteuer. Leider wurde dieser 
Antrag vom ÖVP-nahen Seniorenbund 
unter Führung des ehemaligen Landes-
hauptmanns von Oberösterreich, Josef 
Pühringer, aus parteipolitischen Grün-
den abgelehnt. Seine Begründung lau-
tete: „Die Vermögenssteuer bremst den 
Wirtschaftsaufschwung.“

Für uns vom ÖGB ist das keine akzep-
table Argumentation: Viele Multimillio-
när:innen würden eine moderate 1–2 % 
Vermögenssteuer kaum spüren, die 
Wirtschaft würde nicht belastet – das 
Gesundheits- und Pfl egesystem hinge-
gen könnte damit jährlich mit 5–6 Milli-

arden Euro gerechter fi nanziert werden. 
Wir werden als ÖGB-Vertreter:innen an 
diesem Thema festhalten und uns weiter-
hin für eine faire Finanzierung einsetzen.

Dieses Beispiel zeigt einmal mehr, wie 
wichtig es ist, dass Pensionist:innen, 
die der Gewerkschaftsbewegung treu 
bleiben, in ihrer höchsten Vertretung 
ein Stimmrecht haben. Die rund 24.000 
Postpensionist:innen werden dabei von 
mir, Josef „Pepi“ Wild, aktiv vertreten. 
Durch meine jahrelange Erfahrung im 
Pensionsrecht als Dienstrechtsexperte 
im Zentralausschuss Post und als ehe-
maliger Leiter der Pensionsverrechnung 
kann ich unsere Interessen kompetent 
und wirkungsvoll einbringen.

Die Wahl zur neuen Präsidentin Birgit 
Gerstorfer unterstreicht die konstruktive 
Zusammenarbeit aller Vertreter:innen im 
Seniorenrat. Es war mir außerdem eine 

Freude, bei der Vollversammlung Sozi-
alministerin Korinna Schumann – ehe-
malige Spitzenfunktionärin im ÖGB – 
begrüßen zu dürfen und mit ihr über die 
wichtigsten Anliegen der Pensionist:in-
nen zu sprechen.
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Auch 13. und 14. Pension an Pfl egeheime?
Die Finanzierung der Pfl egeheime ist um eine unwürdige Forderung reicher
Gemeindebund-Präsident Johannes Pressl hat in der ORF Pressestunde am 12. Oktober seinen Vorschlag 
bekräftigt, dass Bewohner:innen von Pfl egeheimen auch 80 Prozent der 13. und 14. Pension abliefern 
sollten. Gleichzeitig betont der ÖVP-Politiker, dass er niemandem etwas wegnehmen wolle. Eine schwer 
nachvollziehbare Logik, die sich in den Geldbörsen der betreff enden Menschen nicht ausgehen wird.

Offenbar soll nun eine breite politische 
Diskussion über die Einbehaltung der 
13. und 14. Pension losgetreten werden, 
zumal sein Parteikollege, der Bürger-
meister der Stadt Ried/Innkreis, mit die-
ser Forderung bereits vorgeprescht ist. 

Sozialministerin Schumann 
gegen Abkassieren 
Unterstützung für dieses unwürdige Ab-
kassieren kommt auch von Soziallan-
desrat Christian Dörfel (ÖVP) aus Ober-
österreich. Ein diesbezüglicher Antrag 
an Sozialministerin Korinna Schumann 
(SPÖ) wurde von dieser abgelehnt. 
Überdies hat Dörfel mit seiner Feststel-
lung, in OÖ gäbe es in Pfl egeheimen 
600 (!) Betten zu viel, einen fragwürdi-
gen Bezug zu den Lebensrealitäten.

Diese aus Sicht der älteren Generation 
unerfreuliche Entwicklung hat mich zu 
einer Leserzuschrift an die OÖ Nach-
richten veranlasst. Darin kritisiere ich 
nicht nur dieses Ansinnen, sondern for-
dere zur Finanzierung der Pfl ege und 
dem Gesundheitsbereich die Besteu-
erung von Millionenerbschaften und 
Millionenvermögen. Somit  würde man 
Heimbewohner:innen, die sich gegen 
einen weiteren Zugriff auf ihre Pension 
nicht wehren können, tatsächlich nichts 
wegnehmen.

TEXT Franz Poimer

Nachdem dieser Finanzierungsvor-
schlag von der Redaktion „elegant“ 
weggelassen wurde, kann angenom-
men werden, dass er der Blattlinie wi-
derspricht und nicht im Interesse der 
vermögenden Eigentümerfamilie liegt.

Ausschnitt Leserzuschrift 
Originaltext 
Jene, die derart unwürdige Finanzie-
rungsformen fordern, lehnen zugleich 
die moderate Besteuerung von Milli-
onenerbschaften und Millionenvermö-
gen ab, welche die Betreffenden kaum 
spüren, aber dem Pfl ege- und Ge-
sundheitssystem enorm helfen würden. 
Die skurrile Begründung, „man würde 
damit die Wirtschaft abwürgen“, zeigt 
klar, auf welcher Seite man politisch 
steht. So unter dem Motto: Lieber 
gesund und reich als arm und krank. 
Mit freundlichen Grüßen, Franz Poimer

ÖGB - Vermögenssteuermodell
• 0,5 % Vermögenssteu-
er ab 700.000 Euro 
• ab 2 Millionen Euro 1 % 
• ab 3 Millionen Euro 1,5 %. 
-> Damit könnte der Staat 
geschätzte 5,3 Milliarden 
Euro pro Jahr einnehmen.

„Exzessiver Reichtum zerstört 
die Demokratie, gefährdet den 
sozialen Zusammenhalt und 
nimmt exklusive Privilegien
 für sich in Anspruch.“  
Martin Schürz

(Reichtumsforscher)
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mTEXT Josef "Pepi" Wild (Bundespensionist:innen Vorsitzender der GPF, Vorstandsmitglied im Seniorenrat)

Neugewählte Präsidentin Birgit Gerstorfer 
und unser Vertreter im Vorstand des 

Seniorenrates, Josef „Pepi“ Wild
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